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unreinigen drohen, hat der Reeder die Kosten zu ersetzen, 
die aufgewendet werden, um die Verunreinigung zu beseiti­
gen oder zu verhindern. Er hat den durch die Verunreini­
gung entstandenen Schaden zu ersetzen. Sind mehrere Reeder 
ersatzpflichtig und können die Kosten und Schäden nicht 
auseinandergehalten werden, sind sie Gesamtschuldner.

(2) Die Verpflichtungen gemäß Abs. 1 bestehen auch dann, 
wenn sich der Austritt der verunreinigenden Stoffe außer­
halb der Gewässer der Deutschen Demokratischen Republik 
ereignet hat und bei Unterbleiben von Bekämpfungsmaßnah­
men Folgen gemäß Abs. 1 eingetreten wären.

(3) Die Ersatzpflicht entfällt, wenn der Reeder nachweist, 
daß der eingetretene Schaden ausschließlich auf

a) außergewöhnliche, nicht abwendbare Naturereignisse, 
deren Folgen nicht vermeidbar waren,

b) kriegerische und kriegsähnliche Ereignisse,
c) vorsätzliche Handlungen oder Unterlassungen Dritter 

oder

d) fehlerhafte Handlungen oder Unterlassungen der zustän­
digen staatlichen Organe oder Einrichtungen insbeson­
dere bei Verwendung oder Instandhaltung navigatori- 
scher Hilfsmittel

zurückzuführen ist, oder wenn er nachweist, daß der Schaden 
ausschließlich durch den Geschädigten verursacht wurde und 
dieser nicht alle Maßnahmen ergriffen hat, die vernünftiger­
weise gefordert werden konnten, um den Schaden abzuwen­
den. Ist der Schaden teilweise durch den Geschädigten ver­
ursacht worden, vermindert sich die Ersatzpflicht des Reeders 
entsprechend.

(4) Bei vorsätzlichen Handlungen oder Unterlassungen 
Dritter sind diese dem Geschädigten gegenüber unmittelbar 
wie der Reeder schadenersatzpflichtig.

(5) Vom Reeder beim Betrieb des Schiffes eingesetzte Per­
sonen gelten nicht als Dritte gemäß Abs. 3 Buchst, c und 
Abs. 4. Gegen sie kann kein Schadenersatzanspruch geltend 
gemacht werden.

(6) Die Ansprüche gemäß Abs. 1 können auch unmittelbar 
gegen den Versicherer oder gegen den geltend gemacht wer­
den, der finanzielle Sicherheit geleistet hat, wobei diese sich 
auf die Ausschlußgründe gemäß Abs. 3 berufen können. Die 
Ansprüche können zurückgewiesen werden, wenn der Reeder 
vorsätzlich gehandelt hat.

(7) In einem Verfahren können der Versicherer oder der­
jenige, der finanzielle Sicherheit geleistet hat, verlangen, daß 
der Reeder einbezogen wird.

§110

Zertifikat

Auf Schiffen, die mehr als 2 000 t öl transportieren und 
die in die Territorial- oder inneren Seegewässer der Deut­
schen Demokratischen Republik einlaufen oder sie durch­
fahren, ist ein Zertifikat mitzuführen, aus dem hervorgeht, 
daß eine ausreichende finanzielle Sicherung zur Deckung mög­
licher Ansprüche gemäß § 109 Absätze 1 und 2 bis zur Haf­
tungshöchstgrenze gemäß § 116 besteht. Schiffsverbände gel­
ten als ein Schiff.

V i e r t e r  A b s c h n i t t  

Haftungsbeschränkung des Reeders 

§111
Berechtigung zur Haftungsbeschränkung

(1) Der Reeder kann seine Haftung beschränken, wenn 
gegen ihn Ansprüche aus

a) der Verletzung oder Tötung von Personen, die sich zur 
Beförderung an Bord des Schiffes befanden, oder aus 
dem Verlust oder der Beschädigung von an Bord be­
findlichen Sachen,

b) anderen Schäden, die beim Betrieb des Schiffes ent­
standen sind,

geltend gemacht werden, unabhängig davon, auf welchen 
Rechtsgrund diese Ansprüche gestützt werden.

(2) Die Berechtigung zur Haftungsbeschränkung gemäß 
Abs. 1 Buchst, b für Schäden, die durch Personen verursacht 
worden sind, die sich nicht an Bord des Schiffes befanden, 
besteht nur, wenn deren Verhalten Einfluß hatte auf

a) den Betrieb des Schiffes,
b) das Laden, den Transport oder das Löschen von Gü­

tern,

c) das Befördern von Fahrgästen.

(3) Die Haftung kann nicht beschränkt werden, wenn der 
Schaden auf eine Pflichtverletzung des Reeders selbst oder — 
bei juristisdien Personen oder Gesellschaften — auf eine 
Pflichtverletzung der zur Vertretung bestellten Organe oder 
Gesellschafter zurückzuführen ist.

(4) Die Geltendmachung der Haftungsbeschränkung ist 
keine Anerkennung der Schadenersatzpflicht.

§112
Nichtanwendung der Haftungsbeschränkung

(1) Die Haftungsbeschränkung des Reeders gilt nicht für 
Ansprüche

a) aus Rettungsleistungen oder aus Beitragsleistungen zur 
Großen Haverei;

b) aus der Verpflichtung des Reeders zur Beseitigung von 
Wracks in den Territorial- und inneren Seegewässern 
sowie den Binnengewässern der Deutschen Demokra­
tischen Republik;

c) der Mitglieder der Schiffsbesatzung und aller anderen 
Angestellten des Reeders, die beim Betrieb des Schiffes 
tätig sind, sowie sonstiger Berechtigter;

d) aus nuklearen Schäden durch kernenergiebetriebene 
Schiffsanlagen oder durch nukleares Material;

e) auf Erstattung der Kosten der Rechtsverfolgung.
(2) Die Haftung gemäß Abs. 1 Buchst, c kann ausnahms­

weise beschränkt werden, wenn das Recht, dem der Arbeits­
vertrag unterliegt, das zuläßt.

§113
Berechtigung anderer Personen zur Haftungsbeschränkung

(1) Die Haftungsbeschränkung des Reeders kann auch vom 
Schiffseigentümer und Charterer geltend gemacht werden.

(2) Der Kapitän, die Mitglieder der Schiffsbesatzung und 
alle anderen beim Reeder, Schiffseigentümer oder Charterer 
angestellten Personen können diese Haftung beschränken, 
wenn sie bei der Entstehung des Anspruches in Ausübung 
ihres Dienstes gehandelt haben.

(3) Werden Ansprüche gegen Personen gemäß Abs. 2 gel­
tend gemacht, können diese ihre Haftung auch dann beschrän­
ken, wenn die Ansprüche durch ihre Pflichtverletzung ent­
standen sind. Das gilt nicht bei Vorsatz.

(4) Sind der Kapitän oder ein Mitglied der Schiffsbesatzung 
gleichzeitig Eigentümer, Miteigentümer, Reeder oder Char­
terer des Schiffes, findet Abs. 3 nur Anwendung, wenn sie 
als Kapitän oder Mitglied der Schiffsbesatzung gehandelt ha­
ben.


